
KOMMISSION / FRANKREICH 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
28. Januar 1986 * 

In der Rechtssache 188/84, 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Rechtsbera­
ter Michel van Ackere als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Manfred 
Beschel vom Juristischen Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, Luxem­
burg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Französische Republik, vertreten durch François Renouard als Bevollmächtigten, 
Zustellungsanschrift: Französische Botschaft, 2, rue Bertholet, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Französische Republik mit dem Erlaß von Maßnah­
men zur Prüfung von Holzbearbeitungsmaschinen gegen ihre Verpflichtungen aus 
dem EWG-Vertrag, insbesondere aus Artikel 30, verstoßen hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
U. Everling, K. Bahlmann und R. Joliét, der Richter G. Bosco, T. Koopmans, 
O. Due, Y. Galmot und C. Kakouris, 

Generalanwalt: P. VerLoren van Themaat 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 15. Ok­
tober 1985, 

folgendes 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
13. Juli 1984 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 169 
EWG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß die Französische Republik ge­
gen ihre Verpflichtungen aus Artikel 30 EWG-Vertrag verstoßen hat, indem sie 
für Holzbearbeitungsmaschinen und -gerate Sicherheitsvorschriften erlassen hat, 
die von Herstellern und Importeuren zu beachten sind. 

2 Zwischen 1979 und 1982 regelte Frankreich den Bereich der Sicherheit verschiede­
ner Typen von Holzbearbeitungsmaschinen und -gerate (nachstehend: die Maschi­
nen) neu. Diese Neuregelung ergibt sich aus den Dekreten Nrn. 80-542, 80-543 
und 80-544 vom 15. Juli 1980 über die für bestimmte Werkzeugmaschinen gelten­
den Hygiene- und Sicherheitsregeln, den Dekreten Nrn. 81-170, 81-171, 81-172 
und 81-173 vom 20. Februar 1981 sowie 81-408, 81-409, 81-410 und 81-411 vom 
15. April 1981 zur Festlegung der Hygiene- und Sicherheitsbestimmungen, denen 
die wichtigsten Typen von Holzbearbeitungsmaschinen entsprechen müssen, den 
Verordnungen des Arbeitsministers und des Landwirtschaftsministers vom 1., 2. 
und 3. April 1981 sowie vom 22. Juni 1981 zur Festlegung technischer Vorschrif­
ten, dem Dekret Nr. 79-229 vom 20. März 1979, den Verordnungen des Arbeits­
ministers vom 18. November 1980 und 5. November 1981 über das Verfahren zur 
Erteilung der Bescheinigung, der Verordnung des Arbeitsministers vom 30. Okto­
ber 1981 und seinem Erlaß vom 27. Dezember 1981 über das Verfahren zur Ertei­
lung des Prüfungsvermerks sowie seiner Verordnung vom 12. März 1982 über das 
Zulassungsverfahren. 

3 Die leitenden Grundsätze dieser neuen Regelung finden sich in dem Dekret 
80-543, das folgende allgemeine Regel aufstellt: „Die Geräte und die Maschinen 
sowie ihre Bestandteile müssen so konstruiert sein, daß ihr Betrieb, ihre Einstellung 
und ihre Wartung sichergestellt sind, ohne daß die Arbeitnehmer gefährdet wer­
den, wenn Betrieb, Wartung oder Einstellung unter den vom Hersteller oder Im­
porteur vorgesehenen Bedingungen erfolgt." Dieses Dekret enthält weitere allge-
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meine Regeln über die verwendeten Werkstoffe und die Bauweise der Geräte, Ma­
schinen und Maschinenteile. 

4 Die Durchführungsbestimmungen zu diesen allgemeinen Regeln finden sich in den 
Dekreten Nrn. 81-170, 81-171, 81-172 und 81-173 sowie 81-408, 81-409, 81-410 
und 81-411, die besondere technische Vorschriften für die einzelnen Typen von 
Holzbearbeitungsmaschinen enthalten. Diese Dekrete werden wiederum durch die 
genannten Verordnungen präzisiert, in denen die für ihre Anwendung notwendi­
gen technischen Einzelheiten geregelt sind. 

5 Nach der Regelung werden die Maschinen nach dem Grad ihrer Gefährlichkeit in 
drei Kategorien eingeteilt. Die erste Kategorie umfaßt die Maschinen, für die der 
Hersteller lediglich eine Bescheinigung darüber vorlegen muß, daß sie den franzö­
sischen Normen entsprechen (Konformitätsbescheinigung); eine vorherige Prüfung 
ist nicht erforderlich. Die zweite Kategorie betrifft die Maschinen, für die das In­
stitut national de recherche et de sécurité (INRS) einen Prüfungsvermerk erteilen 
muß. Zur dritten Kategorie schließlich gehören die Maschinen, für die es über die 
technische Prüfung durch das INRS oder das staatliche Versuchslabor hinaus der 
Zulassung durch den Arbeitsminister bedarf. Ohne Konformitätsbescheinigung, 
Sichtvermerk oder Zulassung darf keine Maschine auf den französischen Markt 
gebracht werden. 

6 Die Kosten, die die Antragsteller dem INRS für die Erteilung des Prüfungsver­
merks über die vorherige technische Prüfung zu erstatten haben, sind in einem 
Pauschaltarif festgelegt, der jährlich angepaßt wird (Erlaß des Arbeitsministers 
vom 30. Oktober 1981). Die Pauschalbeträge bewegen sich zwischen 1 961 FF und 
5 109 FF (Stand vom 10. April 1985). Dazu kommen jedoch in den Fällen, in 
denen die Prüfung nicht in den Räumen des INRS, sondern beim Hersteller oder 
im Betrieb des Benutzers erfolgt, noch Reisekosten. 

7 Alle Dekrete, die die Rechtsgrundlage für die Prüfungsverfahren bilden, sind neun 
Monate nach ihrer Veröffentlichung in Kraft getreten. Die Pflicht zur Einholung 
des Prüfungsvermerks und die Pflicht zur Erlangung der Zulassung sind zwischen 
dem 1. August 1983 und dem 1. Januar 1985 in Kraft getreten. 

8 Mit Schreiben vom 18. Juni 1982 forderte die Kommission die zuständigen franzö­
sischen Behörden auf, ihr bis zum 6. Juli 1982 Auskunft über die Regelung zu 
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geben. Die französischen Behörden übermittelten ihr nur Angaben über die Fristen 
für das Inkrafttreten. Die französische Regierung ließ auch die Aufforderung der 
Kommission vom 21. Februar 1983, zur Frage der Verletzung von Artikel 30 
EWG-Vertrag durch die Regelung Stellung zu nehmen, unbeantwortet. Ebensowe­
nig beantworteten die französischen Stellen die mit Gründen versehene Stellung­
nahme der Kommission vom 29. August 1983. Bei einem Treffen mit Vertretern 
der Kommission, das am 1. und 2. Februar 1984 stattfand, kündigten die französi­
schen Stellen die Übermittlung ergänzender Angaben an. Diese ist jedoch nicht 
erfolgt. Die Kommission hat daraufhin die vorliegende Klage erhoben. 

9 Die Kommission rügt die französische Regelung unter vier Gesichtspunkten, die 
sich auf die Konzeption des Arbeitsschutzes, die Fristen, die mit der Regelung 
verbundenen Kosten und die in diesem Bereich bestehende Verwaltungspraxis be­
ziehen. 

Zur Konzeption des Arbeitsschutzes 

10 Die Kommission stellt den Grundsatz einer vorherigen Prüfung der in Rede ste­
henden Maschinen nicht in Frage; sie weist jedoch darauf hin, daß die französi­
sche Regelung die Hersteller zwinge, bei der Herstellung dieser Maschinen Sicher­
heitsgesichtspunkten Rechnung zu tragen. Der französische Gesetzgeber gehe von 
dem Gedanken aus, daß der Benutzer dieser Maschinen vor seinen eigenen Feh­
lern geschützt werden müsse und daß die Maschinen so gebaut sein müßten, daß 
der Anteil der menschlichen Tätigkeit beim Betrieb der Maschinen auf das unbe­
dingt erforderliche Maß beschränkt sei. In anderen Mitgliedstaaten herrsche eine 
andere Arbeitsschutzkonzeption. So gehe man in Deutschland von dem Grundsatz 
aus, daß der Arbeitnehmer durch eine gründliche Berufsausbildung und -fortbil-
dung in die Lage versetzt werden müsse, das Richtige zu tun, wenn beim Betrieb 
der Maschine eine Störung auftrete. Allgemein ist die Kommission der Auffassung, 
daß die Artikel 30 und 36 EWG-Vertrag die Mitgliedstaaten verpflichteten, entwe­
der diese unterschiedlichen Konzeptionen bei ihrer nationalen Regelung zu be­
rücksichtigen oder ihre Regelung nur auf die in ihrem Gebiet hergestellten Ma­
schinen anzuwenden, ohne die Einfuhr von Maschinen zu verhindern, die anderen 
Konzeptionen entsprächen, aber nachweislich dasselbe Sicherheitsniveau aufwiesen 
und nicht mehr Unfälle verursachten als die der nationalen Regelung entsprechen­
den Geräte. 

1 1 Auf die Einzelheiten der französischen Regelung eingehend führt die Kommission 
aus, daß zumindest in einigen Fällen nach den Rechtsvorschriften anderer Mit-
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gliedstaaten hergestellte Maschinen, die die Gewähr für eine mindestens gleich 
hohe Sicherheit böten, nicht auf dem französischen Markt angeboten werden 
könnten. Als konkretes Beispiel führt die Kommission die nach den deutschen 
Normen vorgeschriebene Schutzvorrichtung an Hobelmaschinen an, die nach den 
französischen technischen Bestimmungen nicht zulässig sei; diese schrieben eine 
einzige Art von Schutzvorrichtung vor. Die sehr detaillierten Anforderungen der 
französischen Regelung ließen sich nur durch den Bau weitgehend automatisierter 
Maschinen erfüllen. Tatsächlich seien vollautomatische Maschinen von der vorhe­
rigen Prüfung ausgenommen. 

12 Nach Ansicht der französischen Regierung ist es Sache der Mitgliedstaaten zu ent­
scheiden, inwieweit sie den Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen 
sicherstellen wollten. Insoweit könne jeder Mitgliedstaat seine eigenen Vorstellun­
gen und seine eigene Konzeption des Arbeitsschutzes haben. Wenn den deutschen 
Normen oder Vorschriften entsprechende Maschinen in Frankreich nicht zugelas­
sen seien, so deshalb, weil diese deutschen Bestimmungen nach Ansicht der franzö­
sischen Arbeitsschutzfachleute keinen so wirksamen Schutz ermöglichten wie die 
französischen Bestimmungen. Die Automatisierung der Maschinen schließlich sei 
niemals verlangt worden, wenngleich die vollständige Automatisierung bestimmter, 
besonders gefährlicher Geräte natürlich mitunter die von ihnen ausgehenden Ge­
fahren beseitigen könne. 

13 Vorab ist darauf hinzuweisen, daß es für den Bereich der Prüfung der Sicherheit 
von Holzbearbeitungsmaschinen weder eine Gemeinschaftsregelung noch eine 
Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften gibt. Die Mitgliedstaaten dür­
fen daher den Schutz der Gesundheit und des Lebens der Benutzer dieser Maschi­
nen regeln. 

1 4 Eine solche Regelung fällt jedoch in den Anwendungsbereich der Artikel 30 ff. 
EWG-Vertrag, wenn sie die Einfuhr von Maschinen, die sich rechtmäßig im freien 
Verkehr in einem anderen Mitgliedstaat befinden, unmittelbar und gegenwärtig 
behindert. 

15 Nach ständiger Rechtsprechung ergibt sich aus Artikel 36, daß eine solche natio­
nale Regelung nur mit dem Vertrag vereinbar ist, soweit sie für einen wirksamen 
Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen erforderlich ist. Zwar ist es 
Sache der Mitgliedstaaten zu entscheiden, inwieweit sie diesen Schutz sicherstellen 
wollen, doch darf dieser weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch 
eine verschleierte Beschränkung des Handels zwischen Mitgliedstaaten darstellen. 
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16 Auch wenn es einem Mitgliedstaat freisteht, ein Erzeugnis, das bereits in einem 
anderen Mitgliedstaat zugelassen worden ist, einem erneuten Untersuchungs- und 
Zulassungsverfahrens zu unterwerfen, ist er folglich gleichwohl gehalten, zur Er­
leichterung der Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel beizutragen (s. Ur­
teil vom 17. Dezember 1981 in der Rechtssache 272/80, Frans-Nederlandse Maat­
schappij voor Biologische Producten, Sig. 1981, 3277). Darüber hinaus darf er das 
Inverkehrbringen aus einem anderen Mitgliedstaat stammender Erzeugnisse nicht 
verhindern, die hinsichtlich des Niveaus des Schutzes der Gesundheit und des Le­
bens von Menschen dem entsprechen, was mit der nationalen Regelung erreicht 
werden soll. Daher würde es dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zuwiderlau­
fen, wenn eine nationale Regelung verlangen würde, daß die eingeführten Erzeug­
nisse den Bestimmungen und technischen Anforderungen, die für die in dem be­
treffenden Mitgliedstaat hergestellten Erzeugnisse gelten, buchstabengenau ent­
sprechen, obwohl sie dasselbe Schutzniveau für die Benutzer gewährleisten. 

17 Dagegen verpflichtet das Gemeinschaftsrecht bei seinem gegenwärtigen Stand die 
Mitgliedstaaten nicht, in ihrem Gebiet gefährliche Maschinen zuzulassen, die nicht 
nachweislich dasselbe Schutzniveau für die Benutzer in diesem Gebiet gewährlei­
sten. 

18 Die Kommission hat keine konkreten Beispiele dafür angeführt, daß die Einfuhr 
von Maschinen nach Frankreich verhindert worden ist, die dasselbe Schutzniveau 
wie die nach der betreffenden Regelung hergestellten Maschinen gewährleisten. In 
den Beschwerden, die die Aufmerksamkeit der Kommission auf die neue französi­
sche Regelung gelenkt haben, wird nicht geltend gemacht, daß die Maschinen, die 
sich in den anderen Mitgliedstaaten im freien Verkehr befinden, dasselbe Schutz­
niveau wie die französischen Maschinen bieten. In diesen Beschwerden werden im 
Gegenteil die Bemühungen der französischen Regierung zur Verringerung der Un­
fallgefahren gutgeheißen; beanstandet werden nur die materiellen Anforderungen 
der Regelung im Bereich der Sicherheitstechniken. 

19 Zu den sicherheitsrechtlichen Vorschriften in den anderen Mitgliedstaaten hat die 
Kommission im übrigen lediglich vorgetragen, sie halte die französische Regelung 
für strenger als die der anderen Mitgliedstaaten. Sie hat eingeräumt, daß sich ge­
rade wegen der unterschiedlichen Konzeptionen der Sicherheitskontrolle schwer 
sagen lasse, ob die Maßnahmen und Bestimmungen der anderen Mitgliedstaaten 
ebenso detailliert seien wie die französische Regelung. 
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20 Was das von der Kommission angeführte Beispiel der Schutzvorrichtung an Ho­
belmaschinen angeht, ist darauf hinzuweisen, daß sich die den deutschen Sicher­
heitsbestimmungen zugrunde liegende Konzeption des Arbeitsschutzes nach An­
sicht der Kommission von der Konzeption der französischen Regelung unterschei­
det. Es ist nicht nachgewiesen, daß die beiden Konzeptionen dasselbe Schutzni­
veau für die Benutzer der Maschinen gewährleisten. Was weitgehend automati­
sierte Maschinen angeht, ist darauf hinzuweisen, daß die streitige Regelung weder 
den Herstellern eine Verpflichtung zur Herstellung automatischer Maschinen auf­
erlegt noch diese Maschinen bevorzugt behandelt. 

21 Die Kommission bezeichnet es als statistisch erwiesen, daß die nach den Arbeits­
schutzkonzeptionen anderer Mitgliedstaaten hergestellten Maschinen nicht mehr 
Unfälle verursachten als die der französischen Regelung entsprechenden Maschi­
nen. Hierzu ist festzustellen, daß sich mit solchen Statistiken allein nicht nachwei­
sen läßt, daß diese anderen Arbeitsschutzkonzeptionen auch dasselbe Schutzniveau 
wie die französische Konzeption gewährleisten. Das bloße Abstellen auf die Stati­
stiken läßt nämlich andere Faktoren, wie etwa eine gründliche Ausbildung der Be­
nutzer, unberücksichtigt, die dazu führen, daß das jeweilige Niveau des Schutzes 
der Gesundheit und des Lebens von Menschen unterschiedlich zu beurteilen ist. 

22 Unter diesen Umständen ist nicht nachgewiesen, daß die Maschinen, die sich in 
den anderen Mitgliedstaaten im freien Verkehr befinden, dasselbe Schutzniveau 
für die Benutzer gewährleisten. 

23 Demgemäß ist die erste Rüge insgesamt zurückzuweisen. 

Zu den Fristen 

24 Nach Auffassung der Kommission waren die Fristen zwischen der Veröffentli­
chung der Dekrete und Verordnungen, die die neue Regelung bilden, und dem 
Zeitpunkt, zu dem der Prüfungsvermerk oder die Zulassung obligatorisch gewor­
den sind, zu kurz. Die französische Verwaltung sei in vielen Fällen nicht in der 
Lage gewesen, die bei ihr gestellten Anträge auf Erteilung des Prüfungsvermerks 
oder auf Zulassung in einer angemessenen Zeit zu bearbeiten. So habe etwa für 
Abrichtemaschinen bis zum 1. März 1982 kein einziger Prüfungsvermerk erteilt 
werden können, obwohl 125 Anträge vorgelegen hätten. 
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25 Die französische Regierung führt aus, gemäß dem Zweck der Regelung hätten die 
Fristen so kurz wie möglich sein müssen. Die betroffenen Dienststellen seien auf­
gefordert worden, jede Verzögerung bei der Prüfung zu vermeiden. Die aufgetre­
tenen Verzögerungen seien allein auf die verspätete Vorlage der Antragsunterlagen 
durch die Hersteller aus den anderen Mitgliedstaaten zurückzuführen. Die Be­
scheide über Anträge auf Erteilung des Prüfungsvermerks würden den Antragstel­
lern im Durchschnitt zwei Monate nach Stellung des Antrags übermittelt. 

26 Häufige und beträchtliche Verzögerungen bei der Bearbeitung der Anträge auf 
Erteilung des Prüfungsvermerks oder auf Zulassung durch die Kontrollbehörden 
können die Einfuhr erschweren und verteuern und daher Maßnahmen mit gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen im Sinne von Artikel 30 EWG-Ver­
trag darstellen. 

27 Wie sich jedoch aus den Akten ergibt, betrafen die Verzögerungen sowohl die 
Anträge französischer Hersteller als auch diejenigen von Herstellern aus anderen 
Mitgliedstaaten. Es gibt keinen Anhaltspunkt dafür, daß die französische Verwal­
tung die Anträge französischer Hersteller vorrangig behandelt hätte. 

28 Auch die zweite Rüge der Kommission ist daher zurückzuweisen. 

Zu den mit der Regelung verbundenen Kosten 

29 Die Kommission wirft der französischen Regierung vor, daß die Kosten, die den 
Importeuren durch die zur Erteilung des Prüfungsvermerks oder zur Zulassung 
durchgeführten Verfahren entstünden, Interessenten von der Antragstellung abhal­
ten und damit potentielle Einfuhren beeinträchtigten könnten, selbst wenn die Prü­
fung an sich gerechtfertigt sein sollte. Falls die Maschine nach Frankreich gebracht 
werden müsse oder Ingenieure des staatlichen französischen Versuchslabors zum 
Herstellerwerk reisen müßten, könnten für den Hersteller aus einem anderen Mit­
gliedstaat die dem INRS zu erstattenden Kosten sogar höher als die Kosten sein, 
die ein französischer Hersteller zu tragen habe. Wenn die übrigen Mitgliedstaaten 
einen ähnlichen Gebührentarif beschlössen, entstünden zumindest für die kleinen 
und mittleren Unternehmen übermäßige Kosten. Außerdem fielen diese Kosten für 
einen Hersteller aus einem anderen Mitgliedstaat, der nur einen Teil seiner Ware 
auf dem französischen Markt absetze, stärker ins Gewicht als für einen französi­
schen Hersteller, dessen Maschine in jedem Fall einer technischen Prüfung unter­
liege. 
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30 Nach Ansicht der französischen Regierung sind die Kosten des Prüfungsverfahrens 
durch die eingehenden Prüfungen gerechtfertigt. Für alle Hersteller gälten unab­
hängig von ihrer Nationalität dieselben Tarife. 

31 Dem Vorbringen der französischen Regierung zur Höhe der vom Antragsteller zu 
tragenden Kosten hat die Kommission nur ihre eigene Auffassung entgegenzuset­
zen vermocht, daß es sich um erhebliche Beträge handele, durch die potentielle 
Importeure abgeschreckt werden könnten. Weder hat sie dieses Vorbringen durch 
Zahlenangaben über die Prüfungskosten in anderen Mitgliedstaaten gestützt, noch 
hat sie nachgewiesen, daß diese Gebühren das zur Deckung der Kosten des Prü­
fungsverfahrens erforderliche Maß überschreiten. 

32 Zur Frage der Kosten, die durch eine Beförderung der Maschine oder durch Rei­
sen der Prüfungsingenieure entstehen, genügt die Feststellung, daß diese Ver­
pflichtung durch die Öffnung des französischen Marktes für eventuell gefährliche 
Erzeugnisse des ausländischen Herstellers bedingt ist, deren Prüfungsbedürftigkeit 
vor der Zulassung die Kommission nicht bestreitet, und daß zum anderen die Ko­
sten, die einem ausländischen Hersteller durch eine Beförderung der Maschine 
oder durch Reisen der Prüfungsingenieure entstehen, den für einen französischen 
Hersteller anfallenden Kosten entsprechen, dessen Werk gleich weit vom Prü­
fungsort entfernt liegt. 

33 Zur kumulativen Wirkung, die eine solche Regelung für einen Hersteller, der seine 
Ware in der Gemeinschaft in den Handel bringt, in dem Fall haben kann, daß die 
anderen Mitgliedstaaten einen ähnlichen Gebührentarif wie den hier in Rede ste­
henden einführen, ist darauf hinzuweisen, daß der Gerichtshof in zahlreichen Fäl­
len entschieden hat, daß die Behörden der Mitgliedstaaten nicht ohne Not Labor­
versuche verlangen dürfen, wenn die gleichen Versuche bereits in einem anderen 
Mitgliedstaat durchgeführt worden sind und ihre Ergebnisse diesen Behörden zur 
Verfügung stehen oder auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden können (Ur­
teile vom 17. Dezember 1981, a. a. O., und vom 6. Juni 1984 in der Rechtssache 
97/83, Melkunie, Slg. 1984, 2367). Außerdem müssen die nationalen Kontrollbe­
hörden im Falle der Einfuhr von Maschinen aus anderen Mitgliedstaaten immer 
prüfen, ob der wirksame Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen 
noch eine zusätzliche Kontrolle durch sie erfordert. 

34 Unter diesen Umständen geht die von der Kommission vertretene Auffassung be­
züglich der kumulativen Wirkung der in Rede stehenden Regelung fehl. 
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35 Die dritte Rüge ist daher ebenfalls zurückzuweisen. 

Zur Verwaltungspraxis 

36 Die Kommission wirft der französischen Regierung vor, daß die Fristen und die 
Kosten der Prüfungsverfahren sich aus drei Gründen verlängern bzw. erhöhen 
könnten: Erstens stehe die Entscheidung, ob die Antragsunterlagen vollständig 
seien oder nicht, im Ermessen der französischen Verwaltung. Zweitens gehe die 
Verwaltungspraxis dahin, ein erneutes Verfahren zur Erteilung des Prüfungsver­
merks oder der Zulassung auch für Maschinen vorzuschreiben, die derselben „Fa­
milie" angehörten wie eine bereits mit dem Prüfungsvermerk versehene oder schon 
zugelassene Maschine, von der sie sich nur durch die Leistung unterscheide. Drit­
tens verlange die französische Verwaltung bei kombinierten Maschinen ein geson­
dertes Prüfungsverfahren für jede einzelne Teilmaschine. 

37 Die französische Regierung trägt vor, erstens stehe der Verwaltung bei der Ent­
scheidung darüber, ob die Antragsunterlagen vollständig seien, keinerlei Ermessen 
zu. Zweitens faßten die mit der Prüfung betrauten Dienststellen Maschinen des 
gleichen Typs soweit wie möglich zu „Familien" zusammen. Schließlich könnten 
kombinierte Maschinen, von denen besondere Gefahren ausgingen, nicht als bloße 
Zusammenfügung der Teilmaschinen angesehen werden. Eine gesonderte Prüfung 
sei daher in den meisten Fällen geboten. 

38 Hierzu ist zunächst festzustellen, daß das Recht eines Mitgliedstaats, ein Erzeug­
nis der hier in Rede stehenden Art einem Prüfungsverfahren zu unterwerfen, für 
diesen Staat das Recht umfaßt, das zur Durchführung dieser Prüfung erforderliche 
Verwaltungsverfahren einzuführen. Ein solches Prüfungsverfahren ist als solches, 
auch wenn es den Inhalt der mit dem Kontrollantrag einzureichenden Unterlagen 
nicht genau festlegt, nicht geeignet, den innergemeinschaftlichen Handel zu beein­
trächtigen. Im übrigen hat die Kommission in tatsächlicher Hinsicht nichts dafür 
vorgetragen, daß die Praxis der Verwaltung in der Frage, ob die Antragsunterla­
gen vollständig sind, eine solche Beeinträchtigung hervorgerufen hat. 

39 Auch was die Praxis der französischen Verwaltung angeht, eine Prüfung selbst 
dann vorzunehmen, wenn die Maschinen derselben Familie wie eine bereits ge­
prüfte Maschine angehören oder wenn sie Teil einer kombinierten Maschine sind, 
war die Kommission nicht in der Lage, konkrete Beispielsfälle anzuführen, in de­
nen diese Praxis überflüssig, unverhältnismäßig oder diskriminierend gewesen 
wäre. Unter diesen Umständen ist auch die vierte Rüge zurückzuweisen. 
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40 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf An­
trag zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Gemäß Artikel 69 § 3 Absatz 1 kann 
der Gerichtshof die Kosten jedoch ganz oder teilweise gegeneinander aufheben, 
wenn ein außergewöhnlicher Grund gegeben ist. 

41 Die französische Regierung hat die Kommission durch ihre mangelnde Mitarbeit 
im vorgerichtlichen Verfahren in Unkenntnis über die meisten Aspekte der neuen 
Regelung gelassen. Aufgrund dieses Verhaltens war die Kommission gezwungen, 
die vorliegende Klage zu erheben. Die Kosten sind daher gegeneinander aufzuhe­
ben. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klage wird abgewiesen. 

2) Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten. 

Mackenzie Stuart Everling Bahlmann Joliét 

Bosco Koopmans Due Galmot Kakouris 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 28. Januar 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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